Wege jenseits von Recht aufgrund seiner globalen Auflosung

Peter-Alexis Albrecht

A. Versagen und Verweigern des Rechts und der Justizsysteme fiir
gesellschaftliche Steuerung

Das Recht ist national und international als gesellschaftliches Steuerungs-
medium auf dem Riickzug. Die Macht hat es sich weitgehend unterworfen
— weltweit. Das Recht erodiert. Aber gibt es wirksame Steuerung jenseits
von Recht? Die Okonomie der Gesellschaft hat das Recht tberholt. Viel-
leicht war sie ihm immer schon voraus. Dem Versuch, der Okonomie
gleichwohl Zigel zur Achtung von Freiheit und Wiirde aller Menschen
anzulegen, geht dieser Beitrag nach - in nationalen wie in internationalen
Beziigen. Ein wichtiges, fast zu komplexes Thema in einer rechtswissen-
schaftlichen Festschrift. Man verzeihe mir die Kiirze.

I. Rechtsstaatliches Strafrecht versus Zweckstrafrecht der Macht

,Rechtsstaatliches Strafrecht’ erfasst mit wissenschaftlicher Methode die Le-
gitimation von Recht, die Normkonstruktion und die institutionelle Durch-
setzung im strafverfolgenden System. Geltungsbasis des rechtsstaatlichen
Strafrechts ist die Idee der Menschenwiirde und der individuellen Freiheit.
Es rekurriert auf Verstofle gegen Grundrechte der Person auf Leben, Frei-
heit, Gesundheit, personlichen Besitz. Es erfasst private, politische, wirt-
schaftliche und finanzielle Machtausiibung und begrenzt und ahndet im
Rahmen eines engen Kernstrafrechts massives Unrecht in der (absoluten)
Achtung von Wirde und Freiheit aller.! Ein solches sich selbst als ,rechts-
staatlich® verstehendes Strafrecht hat keine Steuerungsfunktion fiir Krimi-
nalititsentwicklung in der Gesellschaft, es folgt auch keinem anderen
Zweck gesellschaftlicher Steuerung. Es weicht massiver Ungleichheit in
der Gesellschaft, wo auch immer, nicht aus. Das rechtsstaatliche Strafrecht

1 Vgl. Naucke, Uber die Zerbrechlichkeit des rechtsstaatlichen Strafrechts, KritV
1990, 244, 244 ff; ders., 2000 (mit demselben Titel, aber mit einem Aufriss rechts-
historischer umfassender Analysen).
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stellt sich dem Faktum hochst unterschiedlicher Verteilung von Lebens-
und Entwicklungschancen sowie der Aporie von sozialisierender Ineffekti-
vitait und problemverschirfendem Charakter von Kriminalstrafe.? Indes:
Dieses wissenschaftlich zu begriindende System rechtsstaatlich scharf be-
grenzter, aber absoluter Strafmacht gab es in der Geschichte des strafenden
Staates noch nie. In dieser kursorischen Skizze nur angedeutet, verstand es
sich aber immer als Credo fiir Humanitit, also Machtbegrenzung: ,Es gibt
das rechtstaatliche Strafrecht als juristische Forderung und als mégliche
Praxis und auch als positives Recht. Aber es gibt viel wirksamer das rechts-
staatswidrige Strafen, das sich auch Strafrecht nennt“.3

Dieses andere Strafrecht — als ,Instrument von Ordnungsmacht’ — ist das
historische Mittel der Wahl beim Versuch gesellschaftlicher Steuerung.*
Als Zweckprodukt staatlicher Innenpolitik reprisentierte es friher die Inter-
essen der Kirche, des Adels, aufgeklirter Herrscher, spiter autoritirer
Staatsmacht. Im 20. Jahrhundert wurde es Machtmittel der Mehrheiten
in reprasentativer Demokratie, mal mehr oder mal weniger. Es verstand
und versteht sich als relatives Strafrecht, stets (austauschbaren) Zwecken
staatlicher und gesellschaftlicher Steuerung folgend. Das Ordnungsstraf-
recht produziert ausufernde, beliebige, lickenfillende, stets wechselnde
und wachsende Ordnungsregeln, seit dem 19. Jahrhundert verstirkt auch
praventiv intendierte Steuerung der Besserung fiir Abweichende. In sozial
rauen Zeiten greift es restriktiver zu, in sozial gesicherten Zeiten zeigt
es mehr Liberalitat. Strafrechtlicher Zugriff des machtnahen Strafrechts —
in jedweder Staatsform — folgt mithin dem politischen Ziel des Versuchs
von Effektivititssteigerung der Staats- und Gesellschaftsverwaltung zwecks
Sicherung von Ruhe und Ordnung.’

In der modernen Gesellschaft dient es bewusst auch als symbolisches
Strafrecht. Dabei wird es von der (jeweiligen) Politik als rasch verfugbarer
Tatigkeitsnachweis in Wahlkdmpfen intentional und propagandistisch wir-
kungsvoll eingesetzt. Stets ist dieses in seinen Inhalten wechselnde, macht-
nahe Strafrecht durch die jeweiligen Gesetzgeber dadurch gekennzeichnet,
dass es die Kriminalisierung strafrechtlichen Unrechts durch Machtige

2 Vof, Jugend ohne Rechte, 1986, S.214ff. in pointierter sozialwissenschaftlicher
Analyse zur Entstehung des Jugendstrafrechts.

3 Naucke, KritV 1990, 244, 252.

4 Albrecht, Der Weg in die Sicherheitsgesellschaft — Auf der Suche nach staatskriti-
schen Absolutheitsregeln, 2010.

5 Siehe dazu die historischen Herleitungen von Naucke, Uber die Zerbrechlichkeit
des rechtsstaatlichen Strafrechts, 2000, insbes. Strafrecht des deutschen Reiches
1871 - 1945, S. 223-376.
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verweigert. Aktuell ist das im Wirtschaftssystem beobachtbar, das keine
politische Partei motiviert, sich in Begriff und Ansatz ,politischen Wirt-
schaftsstraftaten® kriminalisierend zuzuwenden,® obwohl die Okonomie
massiv eigene Macht entwickelt und in dominierender Konkurrenz zur
Staatsmacht tritt. Ganz im Gegenteil: Es findet Entstaatlichung in Form
von ,,Compliance” statt: Unternehmen ermitteln selbstindig das Einhalten
ihrer strafbaren Grenzen im Wirtschaftsstrafrecht. Compliance-Kultur als
neue Form der Flexibilisierung von Normen und ihrer Anwendung und
schnellerem Zugriff zeigt einen Riickzug des strafrechtlichen Gesetzgebers
aus seiner ehemals gewollten Steuerungsaufgabe. Letztlich ist es Ausdruck
legislativen Schutzes der Dominanz 6konomischer Interessen in der Ge-
sellschaft.

II. Zivil- und Privatrecht

Das Zivilrecht ist von seinem Ansatz her privates Recht. Alles ist der Ver-
handlungsmacht streitiger ziviler Parteien anheimgestellt. Zivil- und Pri-
vatrecht hatten im Verlauf ihrer modernen Entstehungsgeschichte durch-
aus emanzipatorischen Charakter. Die Privatheit biirgerlicher Anspriiche
wurde in (prozessual gesteuerter) Eigenregie der wirtschaftlichen Akteure
verwirklicht. Der Staat sollte nur den Rahmen der Durchsetzung durch
Ziviljustiz bereitstellen. Die Ursprungsgeschichte des Handelsrechts im
deutschen Bund legt davon Zeugnis ab.”

Das Zivilrecht repriasentiert die globale Verselbstindigung und Verlage-
rung der Okonomie in die informelle Verfassung privaten Rechts und privater
Rechtsdurchsetzung durch machtige global aufgestellte Anwaltskonsortien,
fernab der Verfasstheit staatlich geleiteter Gerichte. Die Okonomie nutzt
staatliche Gerichtswege kaum noch. Sie bedient sich des Anwaltsstandes in
internationaler Organisation als Durchsetzer globaler privater Interessen.
Das Zivilrecht hat sich einen eigenen globalen Handlungsrahmen geschaf-
fen. Es firmiert unter der Bezeichnung ,Constitution of Private Governance’
und halt sich von staatlicher Macht und anderen gesellschaftlichen Zugrif-
fen nach Mdoglichkeit fern. Modernes Recht braucht hochgradige Flexibili-
tdt, es weicht anstelle staatlicher Streitschlichtung in ,soft law’ aus, prak-

6 Naucke, Der Begriff der politischen Wirtschaftsstraftat — Eine Anniherung, 2012.

7 Trawny, Die ,Kritische Vierteljahresschrift fiir Gesetzgebung und Rechtswissen-
schaft“ und ihre Vorgingerinnen zwischen Staatenbund und Nationalstaat 1853 —
1870, 2020, S. 87 ff.
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tiziert damit den Zugriff auf informelle, private und hybride Steuerungs-
medien. Gerade im trans- und internationalen Raum ist ,soft law’ Mittel
der Wahl. Das Feld der ,Global Private Governance’ wird den Okonomen
und Politologen tberlassen. Staatliches Recht denaturiert tendenziell zur
leeren Hille ohne Durchsetzungsmacht.® Konfliktschlichtung in wenigen
Einzelfillen ist durch exzessive Vergleichspraxis zwar moglich, aber staat-
lich-justizielle Steuerung der Okonomie der Gesellschaft findet in bemer-
kenswertem Umfang — national wie international — nicht (mehr) statt.

III. Staats- und Verwaltungsrecht

Das Staatsrecht erhebt Regelungsanspruch fiir die Funktionsstrukturen
des zentral und foderal aufgestellten Staates auf Organisations- und Hand-
lungsebene, gerade fiir Personal- und Haushaltsangelegenheiten. Es halt
einen Steuerungsrahmen fiir die Binnenprobleme der Exekutive bereit.
Grenzwertig ist dessen personelle und haushalterische Hoheitsgewalt Gber
die Dritte Gewalt, die verfassungsrechtlich ausschlieSlich dem Bundes-
verfassungsgericht zugestanden ist. Das staatliche Systemelement ,Gewal-
tentezlung’ hebt sich in der Praxis durch geschmeidige Gewaltenverschrin-
kung zugunsten exekutiver Regelungskompetenz auf. Die drei Staatsgewal-
ten kontrollieren sich gegenseitig kaum. Es geht um flexible Binnensteue-
rung der fir vier oder funf Jahre durch Wahlen mit Macht ausgestatteten
politischen Reprasentanten — weltweit.

Historisch war die Entwicklung von Verwaltungsrecht und einer eigen-
standigen Verwaltungsgerichtsbarkeit Ausdruck zunehmender demokrati-
scher Emanzipation des Burgertums gegentuber der machtigen Staatsver-
waltung. Wilhelm von Humboldt hat sich in seiner 1792 entstandenen
Schrift ,,Vom Versuch, die Grenzen der Wirksamkeit des Staates zu bestimmen*
zum Firsprecher burgerlicher Emanzipation gemacht (allerdings erstmals
1851 gedruckt).” Es wurden Grenzziehungen der Obrigkeit gegentiber biir-
gerlicher Freiheitbeschrinkung durch die Macht schon deutlich ausformu-
liert. In der juristischen Fachdiskussion zum offentlichen Recht in den
folgenden Epochen wird daran anschlieend die Aufmerksamkeit fir Ver-

8 Vgl. insgesamt zur Entwicklung im Zivilrecht, Vofberg, Die KritV in der Bundesre-
publik Deutschland 1986 — 2011, 2017, S. 32 ff., 42 £, 45 ff., 115 ff.; zum Privatrecht
Jjenseits des Staates® siche Vogl, Der Souverinitatseffekt, 2015, S.225 ff. (private
Rechtschépfung).

9 von Humboldt, Vom Versuch, die Grenzen der Wirksamkeit des Staates zu bestim-
men, 1967.
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waltungsrecht als Abwebrrecht des Biirgers gegentiiber machtiger Staatsver-
waltung intensiver, behalt aber Gberwiegend noch den faktischen Status
von Machtnihe — bis heute.!® Die neuere Rechtsentwicklung um die letz-
te Jahrtausendwende lasst die traditionell paternalistische Steuerung der
Verwaltung (Subordination) zunehmend flexibler und inhaltsoffener er-
scheinen. Gerade im Bereich von Gefahr- und Risikoreaktionen!! wird die
Verwaltung zunehmend steuerungsskeptisch.!? Informalitit und Vergleich
sind zum groflen Teil bereits praktizierte Handlungsmuster im Offentli-
chen Recht. Der traditionell intendierte Steuerungsanspruch von Staat
und Verwaltung im friheren Subordinationsverhiltnis zwischen Staat und
Burger diirfte ein iberwundenes offentlich-rechtliches Handlungsmuster
der Vergangenheit sein. Dieses steht in der Pflicht, sich gegentiber partizi-
pativer, unmittelbarer Demokratie neu zu positionieren.

IV. Volkerrecht und Internationales Recht

Eine beachtliche Rechtsentwicklung im Volkerrecht beginnt mit dem Kon-
trollratsgesetz Nr. 10 von 1945 und setzt sich fort mit der Menschenrechtskon-
vention der UN von 1948, der EMRK von 1950 sowie dem Internationalen
Pakt iiber biirgerliche und politische Rechte. Diese internationalen Konventio-
nen postulieren auf Normebene eine Akzeptanz individueller Menschen-
rechte und bemihen sich um deren weltweite Durchsetzung. Die Rechts-
grundlagen'® und das Statut fiir den Internationalen Strafgerichtshof von
1998 sind ein rechtstheoretischer Gewinn fiir ein machtverneinendes inter-
nationales Strafrecht. Allein: Es fehlen wirksame globale Gerichtsbarkeiten
zur strikten Durchsetzung dieser proklamierten Rechte, die bis hin zum
Vetorecht der groffen Miachte im UN-Sicherheitsrat das Recht leerlaufen
lassen. Die UN-Sondertribunale und in ihrer Nachfolge der Internationale

10 Fir die Zeit nach dem zweiten Weltkrieg Vofberg, Die KritV in der Bundesrepu-
blik Deutschland 1986 — 2011, S. 32 ff.

11 Prittwitz, Strafrecht und Risiko, 1993, S. 383 ff. mit klarer Eingrenzung von Krimi-
nalisierung durch restriktive Kriterien objektiver und subjektiver Zurechnung.

12 Vofberg, Die KritV in der Bundesrepublik Deutschland 1986 — 2011: Breite Off-
nungstendenzen im Offentlichen Recht zeigen Steuerungsskepsis (S. 45 ff.), bei
traditioneller Steuerungs-Orientierung eher strikten Grundrechtsschutz (S.91,
180-211).

13 Vgl. Naucke, Negatives Strafrecht — 4 Ansitze, Band 42, 2015, S. 94 f; ders., kri-
tisch zum Fehlen eines internationalen ,freiheitssichernden Wirtschafts- und Fi-
nanzmarkestrafrechts®, Der Begriff der politischen Wirtschaftsstraftat — Eine An-
niherung, zusammenfassend S. 80 ff.
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Strafgerichtshof in Den Haag ersetzen den Mangel einer globalen Umset-
zung von Menschenrechten nur selektiv und durftig. In der partiellen
Durchsetzung des UN-Rechts in eher machtlosen Staaten wird das Dilem-
ma des Versuchs von Weltrechtsumsetzung deutlich: Die Macht des Starke-
ren obsiegt, Rechtsdurchsetzung vollzieht sich nur gegeniiber schwachen
Staaten, und das noch abhingig vom Zufall und nur geringen Verfol-
gungsressourcen. Es bleibt allein die (nicht umsetzbare) Botschaft, dass
kein hohes Amt der Welt Kriegsverbrecher vor Strafverfolgung schiitzt.
Die Crux gerade dieses beachtlichen Norm- und Durchsetzungsanspruchs
besteht aber darin, dass die Groffmachte, unter anderem Russland, USA
und China, das Statut des Internationalen Strafgerichtshofes strikt ableh-
nen und mit ungeheurem 6konomischem Druck zahlreiche Staaten davon
abhalten, dem Statut beizutreten. Die Groflen wollen sich nicht — von
wem auch immer — zur Rechenschaft ziehen lassen.

Auch zwischenstaatliche Vereinbarungen zeigen, dass die Steuerungsfahig-
keit von Recht auf internationaler Ebene versagt. Das aktuelle Beispiel fiir
komplettes Versagen bietet die Europdische Sicherbeitscharta.'* Sie wurde
durch die Schlussakte von Helsinki (1975), die Charta von Paris (1990) und
die nachfolgenden Vereinbarungen von Istanbul (1999) und Astana (2010)'3
von 55 bzw. 56 europiischen, asiatischen und amerikanischen Staaten
verabschiedet. Das Schlussdokument der Gipfelkonferenz der Organisation fiir
Sicherbeit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) war der hoffnungsvolle
Start fiir den Aufbau einer neuen umfassenden Sicherheitsarchitektur und
fiir Zusammenarbeit in Europa, unter Einschluss Russlands und unter
Zustimmung der USA. Die Charta sollte nach dem Zusammenbruch des
autoritiren Sowjetsystems um 1990 eine Sicherheitsarchitektur in Europa
ermoglichen.

Zwei Prinzipien standen in diesem Konflikt im Fokus, die alle Beteilig-
ten in den letzten zwolf Jahren konsensual und friedlich hatten ausglei-
chen kénnen: Das Prinzip ,freie Biindniswahl“ (Nr. 8) und das Prinzip ,,Ge-
wibrleistung der Unteilbarkeit der Sicherbeit* (Nr.9) hatten auf einer Konfe-
renz der vertragschlieSenden Lander zum Ausgleich gebracht werden kon-
nen. Aber eine solche Konferenz fand nicht statt. Der Schweizer Botschaf-
ter bei der OSZE, Thomas Greminger, sprach sich noch am 14. Februar
2022 fiir eine konkrete ,Versohnung® beider Prinzipien aus. Nach der
Charta hatte man den Bedenken Russlands mit konkreten Vereinbarungen

14 www.wikipedia.org/wiki/Europdische_Sicherheitscharta (URL, wie alle Nachfol-
genden, zuletzt abgerufen am 28.6.2022).
15 www.osce.org/files/f/documents/b/6/74985.pdf.
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der Ukraine und Liandern der Europaischen Union (EU) entsprechen kon-
nen, weil nach der Sicherheitscharta ,ein Land seine Sicherheit nicht auf
Kosten eines anderen Landes erhdhen darf“.'¢ Aber nichts erfolgte. Die
Ukraine, die EU-Linder und die USA hielten allein am Prinzip ,freser
Biindniswah!’ fest. Russland berief sich in diplomatischen Verlautbarungen
auf das Prinzip der ,Gewdbrleistung der Unteilbarkeit der Sicherbeit’. China
schloss sich letzterem am 24. Februar 2022 durch Auffenminister Wang Yi
an.

Seit dem Beginn des Kriegs zwischen Russland und der Ukraine ist
die vor zwolf Jahren abgeschlossene Europdische Sicherbeitscharta der OSZE
nur noch ein vergessenes Stiick Papier. Keine Grundlage mehr fiir eine
friedliche Einigung ohne Krieg. ,Russland ringt nun militirisch um seine
Bebauptung als strategische Macht. Die USA um deren Erledigung’.” Interna-
tionale Vereinbarungen als Friedensgarantien haben — wie dieses Beispiel
misslungener zwischenstaatlicher Vereinbarungen bedriickend zeigt — nur
geringen Zeitwert. Sie bleiben das, was sie schon immer waren: Politik
von Michtigen ohne rechtliche Wirksamkeit, nur ein Schatten von Recht.

V. Rechtsstaatliche Reformen zur Aktivierung der Steuerungskraft von
Recht

Uberall im machtnahen Recht droht — wie aufgezeigt — der Machtlose
der Macht des Starkeren tendenziell zu unterliegen. Zur Reduktion von
Steuerungsdefiziten des Rechts waren drei strukturelle Innovationen ange-
zeigt, denen keine revolutionire, aber tiberwiegend systemtransformieren-
de Potenz fiir gesellschaftlichen Fortschritt zu eigen ist: 1. Disziplinierung
der Dominanz 6konomischer Macht, 2. Uberfihrung der reprasentativen
in eine unmittelbare Demokratie mit dem Ziel der Stirkung von Volkssou-
veranitat und 3. echte Gewaltenkontrolle durch die Dritte Gewalt mittels
Einfuhrung ihrer strikten institutionellen Unabhdngigkeit .

16 Greminger, NZZ 14.2.2022, S.2 (Wege aus der gegenwirtigen Krise um die Ukrai-
ne).
17 Audiatur et altera pars: www.gegenstandpunkt.com/artikel/ukraine-russland-nato.
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1. Disziplinierung der Dominanz globaler Okonomie aus wirtschafts- und
sozialwissenschaftlicher Sicht

Das natiirliche rechtsstaatliche Spannungsverhaltnis von ,Recht versus Un-
recht“ 16st sich weltweit im Zugriff des 6konomischen Prinzips ,,Kosten ver-
sus Nutzen“ auf. Scheinbar hochst funktional passt sich hierin das Lezthild
oligarchischer oder monopoler Okonomie in Zeiten allgemeiner Auflosung
tiberkommener gesellschaftlicher Strukturen ein. Es sind die dominanten
Interessen der Global Player mit tiberwiegend autoritiren, rechtsstaatsfer-
nen Prasidialsystemen. Weltweit hoffen die meisten Menschen dennoch
auf sozialen Ausgleich anstelle neoliberal entfesselter Okonomie. Fir diese
Hoftnungen gibt es Einsichten aus den Sozialwissenschaften, die hier nur
schlaglichtartig angesprochen werden konnen. Es sind theoretische Kon-
struktionen fiir notwendige Ziigel einer vom Recht nicht eingegrenzten,
stetig wachsenden Okonomie.

In seinen wirtschaftswissenschaftlichen und rechtshistorischen Untersu-
chungen thematisiert Thomas Piketty'® gesellschaftsgefihrdende Konzentra-
tion von Eigentum am Beispiel Frankreichs: Nur die Mittelschichten (der-
zeitiger Anteil bis zu 40 %) profitierten vom Vermdgenszuwachs, die ar-
men Schichten nicht. Die reichsten 10 % der Bevolkerung hielten hinge-
gen einen Anteil am Vermogenszuwachs von 40 %. Prketty schligt wesent-
liche Umgestaltungen des Steuersystems vor und pladiert fiir einen partizi-
pativen Sozialismus durch Zirkulation von Macht und Eigentum. Wandel
im Rechtssystem reiche nicht aus. Scharfer und mit revolutionarem Impe-
tus fallt die Kritik von Katharina Pistor'® aus. Sie sieht das Grundiibel der
wirtschaftlichen Schieflage einer breiten Bevolkerungsschicht in einer ein-
seitig (kapital-)interessengeleiteten Normsetzungs-, Auslegungs- und Voll-
streckungsmacht der Rechtspolitiker, vor allem der Juristen, mittels des
von ihnen geschaffenen Rechts, insbesondere des Eigentumsrechts. Das
festgestellte hohe Maf§ an materialer Ungleichheit und Unfreiheit in den
westlichen Gesellschaften werde durch ungerechten Generationentransfer
stetig konserviert. An diese Kritik schliefen auch Daniela Dabn und Rainer

18 Piketty, Das 21. Jahrhundert, 2016; ders., Kapital und Ideologie, 2020, S. 611 ff;
ders., Der Sozialismus der Zukunft, 2021, S. 14ff.; vgl. auch, Vog/, Kapital und
Ressentiment, 2021, der fir die Expansion und Hegemonie des Finanzmarke-Ka-
pitalismus ,Rechtsfeindlichkeit als Modernisierungsprogramm® kenntlich macht
(S. 98 ff.).

19 Pistor, Der Code des Kapitals, 2020; umfassender Vogl, Der Souverinitatseffeke,
2015, S. 201 ff.
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Mausfeld®® an. Bestehende Machtstrukturen, also nicht nur moralische Fra-
gen, sondern Verteilungsfragen, insbesondere Eigentumsfragen, seien vor-
rangig relevant. Der Jurist und Sozialokonom Herwig Roggemann schlagt
dagegen einen vermittelnden Weg gegentber scharfer Kapitalismuskritik
ein. Er pladiert fir system-transferierende Alternativen: Ein partizipatori-
scher Sozialstaat sei nur durch obligatorische Beteiligung aller am Wert-
schopfungsprozess Mitarbeitenden an Kapital und Ertrag von Unterneh-
men moglich. Er empfiehlt eine grundlegende politische Aktivierung fiir
eine ,Mitarbeiterkapitalbeteiligung’. Bei nicht-produzierenden und nicht-
gewinnorientierten Unternehmen der Daseinsfirsorge werden steuer- und
abgabenfinanzierte Fonds vorgeschlagen.?!

Ob sich aus alledem wirksame Ansitze fiir die Zigelung globaler Oko-
nomie entwickeln kénnen, diirfte erst noch zu zeigen sein. Das machtnahe
Recht muss sich jedenfalls zunehmend auf verstirkte, radikale Kritik aus
interdiszipliniren Wirtschafts- und Sozialwissenschaften einstellen.

2. Unmittelbare Demokratie als Weiterfithrung demokratischer Vorstufen

Gesetze werden in der reprasentativen Demokratie nicht unmittelbar
durch das Volk geschaffen, nur mittelbar durch gewahlte Reprisentanten.
Letztere werden ihrerseits von einer machtvollen und demokratisch legiti-
mierten Exekutive hdufig nur angeblicher Sachkompetenz gesteuert. Die
politische Klasse und die exekutiv-ministerialen Gewalten sind das Riick-
grat der reprasentativen Demokratie. Wihlerinnen und Wihler machen
alle paar Jahre Kreuze auf Wahlzettel. Darin erschopft sich in der Regel
demokratische Partizipation der meisten Wahlbirger?? — von politischer
Parteimitwirkung weniger abgesehen. Die Konsequenz: Mittelbare Demo-
kratie wire zu reformieren als unmittelbare Demokratie: durch unabhdin-
gige Aufklirung, das heifft verstindliche offentliche Sachdebatten mittels
unabhingiger Gremien, durch Partizipation, das heift durch stirkere Be-
teiligung der Bevolkerung, durch Autonomie, das heifst Riickgewinnung

20 Dahn/Mausfeld, Tam Tam und Tabu — Die Einheit: Drei Jahrzehnte ohne Bewih-
rung, 2020, S. 173 ff,, S. 187 {f., S. 193; Mausfeld, Warum schweigen die Limmer?,
2018, S. 57 ff.

21 Roggemann, Zur Mitarbeiterkapitalbeteiligung im neuen Sozialstaat, KritV 2021,
S.364ft.

22 Dahn/Mausfeld, Tam Tam und Tabu - Die Einheit: Drei Jahrzehnte ohne Bewah-
rung, S.137ff.: ,Reprisentative Demokratie als Mittel der Demokratievermei-
dung*.
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der direkten legislativen Gewalt durch das Volk als souverine Stimmbiirger-
schaft. All das verspricht Zuwachs fiir intensive Volkssouveranitit.

Das herausragende urdemokratische System in Europa gibt es in der
Schweiz zu besichtigen.?? Dort entscheiden Birgerinnen und Burger, ge-
leitet von beachtlichen Prozeduren deliberativ erfahrener Sachkunde, tiber
das eigene Schicksal mittels unmittelbarer Stzmmbiirgerschaft. Machen die
Stimmbiirger dabei Fehler, miissen sie diese selbst ausloffeln, bis neue
Gesetzesinitiativen das Stimmvolk zur Korrektur fithren oder es beim Al-
ten belassen. Das Urbild jeder anthropologischen Erkenntnis: Der Mensch
lernt primar durch eigene Erfahrung, vor allem durch selbst gemachte
Fehler. Das ist die mihsame, aber richtige Konsequenz von Volkssouvera-
nitat, auch wenn sie daher kriechen mag wie eine Schnecke. In unmittel-
barer Demokratie reduziert sich die rotierende Rolle von Reprasentanz
auf Anregung, auf politische Aufklirung und Mediation. Sie setzt ein
hohes Maf an Bildungsniveau in der Gesellschaft voraus. Vor Abstimmun-
gen gibt es neutral gestaltete Sachaufklirung, zugestellt mit dem Datum
fir die Stimmabgabe. Die medial zelebrierte Fihrungsrolle politischer
Reprisentanten wird tberfliissig. Ohne Berticksichtigung, dass Autonomie
nur mittels Partizipation und dauerhafter dialogischer Beteiligungen aller
Menschen in foderal oder dezentral organisierten Regionen moglich ist, wird
die reprisentative Demokratie keine Zukunft haben.?*

3. Institutionell unabhangige Dritte Gewalt als machtkritischer Wachter
im Rechtsstaat

Voraussetzung fur die personliche richterliche Unabhingigkeit ist die
Stirkung der Dritten Gewalt in ustitutioneller Hinsicht.?S Erstere ist in
Deutschland verfassungsmafSig abgesichert. Die institutionelle Unabhin-
gigkeit ist hingegen auf halbem Wege steckengeblieben. Die Rekrutierung
der Richterinnen und Richter wird nach wie vor durch die Exekutive, also
die staatliche Macht, die es im System der Balance of Power gerade zu kon-
trollieren gilt, ausgetibt. In europaischen Staaten mit mehr institutioneller
Unabhangigkeit der Justiz ist es Sache selbststindiger Richterrite, Einfluss
auf den richterlichen Nachwuchs zu nehmen. Dort muss die Auswahl in

23 Vgl. im Uberblick Vatter, Das politische System in der Schweiz, 2020.

24 Siehe dazu bereits die Reformdebatte auf kommunaler Ebene: ,Demokratie-Re-
form praktisch: Inhalte vor Personen®, 53. Waisenhausgesprich vom 22.5.2019,
www.cajewitz-stiftung.de/pankower-waisenhausgespraeche/.

25 Albrecht (Hrsg.), Autonomie fir eine Dritte Gewalt in Europa, 2018.
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politischer Unabhingigkeit, am Proporz gesellschaftlicher Interessengrup-
pen, allein durch Gesichtspunkte fachlicher und personlicher Auswahl fiir
Richterqualifikationen in breiter Offentlichkeit und Transparenz stattfin-
den. Norwegen bietet dafiir ein hervorragendes Beispiel.2¢

Seit der Weimarer Republik hat sich daran bis heute in Deutschland
strukturell nichts geandert. Die Lage in den europaischen EU-Landern
Polen, Ungarn, dartiber hinaus in der Turkei, in den USA, Russland und
China ist beztiglich der auch dort hochst desolaten justiziellen Unabhin-
gigkeit evident. Schon Karl Popper mahnte, es sei hochste Zeit einzusehen,
dass nicht die Frage ,Wer soll die Macht im Staat besitzen®, sondern ,wie’
und ,in welchem Ausmafs* Macht ausgetbt wird: ,Wir missen lernen...,
dafl der Fortschritt zu groferer Gleichheit nur durch die institutionelle
Kontrolle der Macht sichergestellt werden kann“.2”

Systemische Strukturreformen wie 6konomische Disziplinierung, demokra-
tische Verstiarkung der Souverdnitdt des Volkes und institutioneller Ausbau von
Gewaltenkontrolle finden stets erst im Gefolge starker gesellschaftlicher
Spannungen oder Katastrophen eine Umsetzung. Erst reale Machtlagen
erzwingen Anpassungen jenseits von Recht. Eine schmerzliche Erkenntnis
fiir Rechtsglaubige.

B. Konfliktldsungen jenseits von Recht

Das Beispiel des aktuellen USA/EU-Russland-Ukraine-Konflikts zeigt, dass
nicht das Recht, sondern nur ein internationaler Ausgleich durch bedachte
okonomische Vernunft konfliktlosende Potentiale bereithilt. Auf Ausgleich
bedacht heifft auch: Die reale Gefahr atomarer Vernichtung der Mensch-
heit muss 6konomischer Vernunft zur Durchsetzung verhelfen. Kein
Rechtssystem, auch kein internationales, hatte ansatzweise Durchsetzungs-
kraft fir die Einstellung des aktuellen kriegerischen Konflikts zwischen
der Russischen Foderation und den westlich orientierten Gegenmichten.

26 Unabhingiges Auswahlgremium Norwegen: Richter am Appelations-Gericht
Engstad, in: Albrecht (Hrsg.), Autonomie fiir eine Dritte Gewalt in Europa, 2018,
S. 447, 459.

27 Popper, Die offene Gesellschaft und ihre Feinde, Band 2, 1945/2003, S. 190.
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I. Zentraler Okonomie-Konflikt zwischen den USA, EU, Ukraine und
Russland

Die Ukraine ist ein grofles, sechr armes Land. Sie ist doppelt so grof wie
Deutschland. Die Russische Foderation ist ein wirtschaftlich rickstindi-
ges, noch grofleres Land mit vielen Bodenschitzen (Gas, Ol). Ihre produk-
tive Wirtschaftskraft entspricht derjenigen von Italien. Die EU ist ein sehr
reicher Staatenverbund mit wesentlich weniger Bodenschitzen. Die USA
— als weit entfernter Zaungast — erhoffen sich 6konomische und geopoliti-
sche Vorteile mittels ihrer Konfliktbeteiligung. Vor allem wollen die USA
ihre Bodenschitze (Flussiggas) an die EU verkaufen und zugleich China
vor der Infragestellung ihrer hegemonialen Uberlegenheit warnen. Nun
springen die USA bei hochster Konfrontation schon ein und wollen der
EU fir 2022 15 und danach per anno 50 Milliarden Kubikmeter Gas ver-
kaufen. Die Russische Foderation hatte bislang 155 Milliarden Kubikmeter
per anno in die EU geliefert. Demnachst wird das russische Gas - falls
keine Einigung erfolgt — fiir einen geringeren Preis nach China gehen.
Im Prinzip jedenfalls sind es durchweg 6konomische Interessen, die das
Handeln der globalen und lokalen Player bestimmen.

II. Das Recht als Verlierer bei der Konfliktschlichtung

Der rechtliche Rahmen der Europdischen Sicherbeitscharta hitte alle 56 Lan-
der durchaus zu einem friedlichen Kompromiss ohne Krieg fithren kon-
nen (oben 1.4). Die Ukraine wollte Biindnisse mit der EU und der NATO.
Letzteres wurde sogar in die Verfassung der Ukraine aufgenommen. Darin
sah Russland ein Sicherheitsproblem des Ausbreitens der NATO bis an die
mehr als zweitausend Kilometer lange russische Grenze mit der Ukraine.
Die Russische Foderation und auch China rigten das als Verstof§ gegen
die OSZE-Vereinbarung von 2010 zulasten der in der Charta vereinbarten
wUnteilbarkeit der Sicherheit“ aller Liander. Die von Russland geforderte
formelle Erklirung gegen einen EU- und NATO-Beitritt der Ukraine un-
terblieb seitens der Ukraine und westlich orientierter Staaten unter Bezug
auf das konkurrierende Charta-Prinzip ,freie Biindniswahl*.

Am 24. Februar 2022 begann Russland mit dem kriegerischen Ein-
marsch in die Ukraine. Begrindung: Verstof§ von OSZE-Vertragsstaaten
gegen das Prinzip , Unterlbarkeit der Sicherbeit” ftir alle. Die OSZE-Charta
(1999/2010) war nur noch Makulatur. Ein zusitzlich noch moglicher An-
satz fiir einen Losungsdiskurs wurde torpediert durch den noch im Febru-
ar 2022 angedrohten Ausschluss Russlands aus dem Europarat der 46 Lan-
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der, dem die Russische Foderation durch vorweggenommenen Austritt zu-
vorkam. Die Rechtsgrundlage fir ,Sicherheit und Zusammenarbeit und
dessen OSZE-Durchsetzungsrahmen waren aufgeldst.

III. Der Weg der Menschheit in die Nekropolis

Der Weg in die Nekropolis wurde praktisch. Bis zum 3. April 2022 gab es
bereits tiber 20.000 Tote auf beiden Seiten zu beklagen. Uber vier Millio-
nen Ukrainer sind auf der Flucht. Beidseitige Propaganda-Schlachten und
sich stindig steigernde Sanktionen aus dem Westen als 6konomischer (Er-
satz-)Krieg sind — wie stets fir beide Seiten — nachweisbar schiadlich und
fur Frieden wirkungslos. Eine direkte kriegerische Einbeziehung der
NATO wire der Anfang vom Ende. Die westlichen Waffenlieferungen an
die Ukraine sind bereits eine gefahrliche Annaherung an eine kriegerische
Beteiligung der NATO. Mittelbare oder unmittelbare Mitwirkung am krie-
gerischen Konflikt Dritter ist eine semantische Abgrenzung auf des Mes-
sers Schneide.

IV. Politischer Preis fiir Frieden: Kompromisse der Vernunft

Das Recht als (versuchtes) Konfliktschlichtungsmedium hat versagt. Nor-
mativ und faktisch. Eine Losung 6konomischer Vernunft muss sich an
seiner Stelle durchsetzen. Dafir gilt es reale Machtlagen anzuerkennen. Aus
ihrer geografischen und geopolitischen Lage hat die Ukraine eine Puffer-
position zwischen zwei divergierenden Machtblocken: Russland und der
EU. Eine vermittelnde Stellung zum Nutzen der eigenen Unabhangigkeit
ist dadurch vorgegeben. Okonomisch und geopolitisch. Dafiir bietet sich
militarische und politische Neutralitit an. Russland hatte schon anlésslich
des Vertrages zur deutschen Einigung im Rahmen der 2 plus 4-Vertrige
(1990) diesen Status mitgetragen, wonach bis heute keine NATO-Infra-
struktur und aufler der deutschen Armee keine fremden Truppen auf ost-
deutschem Gebiet stationiert werden diirfen. Analog wire das auch fiir die
Ukraine eine Losung, die ihre duf8ere Souveridnitit nicht tangieren wiirde.
Okonomisch ist ebenso eine Mittlerposition moglich. Auf der einen Seite
eine Partnerschaft mit der Eurasischen Wirtschafts- und Zollunion, auf der
anderen Seite mit der EU.

Ein Beitritt der Ukraine in die EU ist schon rein faktisch und auch
rechtlich nicht méglich. Die rechtsstaatlichen und wirtschaftlichen Kapazi-
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taten dieses wenig entwickelten Landes reichen zurzeit nicht annahernd
fir eine Aufnahme in die EU aus. Der jihrliche EU-Haushalt, der jetzt bei
164 Milliarden Euro liegt, misste um einen dreistelligen Milliardenbetrag
auf lange Sicht erhoht werden, um fir die Ukraine einen angeniherten
EU-Standard erreichen zu konnen. Das ist fiir den Haushalt der EU nicht
darstellbar. Auch miissten alle 27 Mitgliedstaaten einer Aufnahme zustim-
men, was politisch unrealistisch ist.

Eine Aufnahme in die NATO ist aus historischen Griinden gegeniiber
Russland noch nie mehrheitlich gewollt und wegen des latenten Konflikt-
status mit Russland auch auf der NATO-Vertragsgrundlage nicht moéglich.
Schon drei Mal seit 1812 ist Russland von Westeuropa und insbesonde-
re von Deutschland militirisch angegriffen worden. Die Opferbilanz ist
erdriickend. 1812 gab es durch Napoleon 2 Millionen Tote und Moskau
brannte. Ab 1914 waren es 7 Millionen und ab 1941 25 Millionen Tote der
Linder der UdSSR. Die Angst vor einem vierten Einmarsch in Russland
kann man der russischen Volksseele nicht absprechen.

Ferner sind die seit 2014 in kriegerischer Auseinandersetzung mit der
Ukraine befindlichen Regionen Donbass und Luhansk endgiiltig zu befrie-
den. Beide sind ehemalige industrielle Zentren der Sowjetunion mit einer
russischsprachigen Bevolkerung tber 80%. Die Minsker-Vertrige fithrten
zu nichts. Uber 15.000 Tote sind seit 2014 auf beiden Seiten zu beklagen.
20.000 Verletzte und riesige Zerstérungen kommen hinzu. Unabhingig-
keitskonflikte, die Loslosung von zentraler Steuerung ersuchen, gibt es
in Europa mehr als genug. Die Russische Foderation und die Ukraine
hatten die Chance, der Welt zu demonstrieren, dass Menschen aus ge-
meinsamer Vergangenheit und Verbundenheit, aber auch aus vergangener
Verstrickung mehr schaffen konnen, als neue Konflikte auf kriegerische
Dauer zu stellen. Die Regionen, die zurzeit in der Ostukraine in Gewalt
und sozialem Elend verharren, kénnten durch demokratische Gestaltung
in foderaler, dezentraler und kommunaler Selbstbestimmung sowie wirt-
schaftlicher Férderung gesunden. Sie miissten nicht national-unitaristische
Ankoppelungen suchen, sondern kénnten auf dem Weg europiischer Ori-
entierung in Selbstbestimmung und Autonomie einen eigenen Weg allsei-
tiger Partnerschaft einschlagen. Das war die Zielrichtung der Minsker Ver-
trage im Normandie-Format. Die gemeinsame Tradition in Freundschaft
und Leid, die verwandten Sprachen, die Orientierung an Frieden, aber
auch die Gewissheit der Stirke eines foderalen Verbundes in einem Euro-
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pa eigenstandiger Regionen, wiirden Frieden und Gemeinschaft auf Dauer
ermdglichen.?

Hierzu gehort auch eine Friedenslosung fir die Krim. Seit 1792 gehorte
sie durch Machtentscheid von Katharina der Groffen zu Russland. Mit
freundschaftlicher Geste hatte Chrustschow diese Region der sowjetischen
Teilrepublik Ukraine ,geschenkt®. Das war ein Symbolakt innerhalb des
geschlossenen sowjetischen Machtbereichs. Hier leben heute tber 80 %
russischsprachige Birger und Birgerinnen, denen man die Entscheidung,
welcher Macht sie sich zugehorig fihlen, tiberlassen sollte. Die aufgefiihr-
ten Problemlagen im Krieg zwischen der Russischen Foderation und der
Ukraine gehoren in einen internationalen Friedensvertrag der gesamten
Region, der von der Russischen Foderation, der Ukraine, der EU und den
USA uberfillig anzugehen ist. Leider ist das erst durch die Pression eines
kriegerischen Einmarsches der europiischen und der Weltoffentlichkeit
bewusstgemacht worden.

V. Okonomischer Ausgleich fiir Alle: Losungsmuster fiir Frieden

Die Vernunft der Okonomie ist zur Herbeifiihrung allseitigen Nutzens
aufgerufen.

Globalisierung, Digitalisierung und die damit verbundene Wettbe-
werbsintensivierung dirften fiir die absehbare Zukunft weltweit als struk-
turelle 6konomische Faktoren wirksam bleiben. Wie sehen vor dem Hin-
tergrund dieser Erkenntnis konkrete Moglichkeiten fiir 6konomischen
Ausgleich aus? Dafir gibt es Erfahrungen im Zusammenhang mit dem
Rickzug Russlands aus Ostdeutschland und aus Osteuropa.

Es gibt Wege, die nach dem Anschluss der DDR an die Bundesrepublik
Deutschland aufzeigen, wie man es nicht machen darf: Ein Staat kauft den
anderen auf. Einer gewinnt, einer verliert — in vielerlei Hinsicht. Das ist
ein schlechtes Beispiel, auch fiir die drmeren EU-Staaten im westlichen Eu-
ropa. In Ostdeutschland z.B. wurde der Systemwechsel nach dem Zusam-
menbruch der DDR nur mit einem Schein von Recht versehen, aber in ur-
kapitalistischer Form geregelt: durch staatlich geleitete ,,Privatisierung® ei-

28 Zum Versuch des Briickenbaus fiir den Frieden zwischen Russischer Foderation
und der Ukraine siehe Band 8 der Schriftenreihe der Cajewitz-Stiftung, (Albrecht,
Hrsg.), ,Generationenvermachtnis: Lasst der Jugend die Zukunft!“, 2019, S. 76 ff.
Debatten zu einem russisch-ukrainischen Ausgleich sieche auch 47. (1.12.2017)
und 52. (1.3.2019) Waisenhausgesprich www.cajewitz-stiftung.de/pankower-wais
enhausgespraeche/.
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nes vorher geschaffenen Volksvermdgens. Die deutsche ,,Wiedervereini-
gung“ nach 1989 war ein staatlicher Akt des ,Anschlusses Ostdeutsch-
lands mit der Folge der ,Abwicklung” der gesamten Volkswirtschaft der
ehemaligen DDR. Das Regelungsinstrument nannte sich ,Treuhand-An-
stalt“ — und zwar auf gesetzlicher Basis. Dabei ging es nicht um Hilfe fir
die 16 Millionen Menschen der untergegangenen DDR, die tiber Nacht
einen fundamentalen Systemwechsel erlebten. Hilfen fir Ostunternehmen
wurden gar nicht erst erwogen. Nur 6 % der Unternehmensbestinde wur-
den an ostdeutsche Investoren verkauft. Im Ergebnis versteckt sich hinter
der Privatisierung die Vernichtung von gesellschaftlichem Reichtum in
riesigen Ausmafien.?’ Die Treuhand hatte einen im ,Rat gegenseitiger
Wirtschaftshilfe’ (RGW) Osteuropas sich selbst tragenden Industrie- und
Wirtschaftsstandort liquidiert. Und heute wundert man sich im Westen
Deutschlands, dass im Osten eine ,Alternative fur Deutschland“ heran-
wichst, die die sozialen Frustrationen der ,abgewickelten DDR-Birger
und ihrer nachfolgenden Generationen politisch radikal funktionalisiert.

Daraus dirfte Russland gelernt haben. Es wird die Ukraine nicht im-
perial auf Dauer Gbernehmen wollen und kénnen. Dazu ist das unter-
entwickelte Land zu grof. Die Russische Foderation und die Ukraine
haben beide Bodenschitze und natirliche Ressourcen. Daraus allein kann
wirtschaftliche Macht sich nicht entwickeln. Es bedarf gleichberechtigten
wirtschaftlichen Austauschs nach vielen Seiten. China ist mit seiner ,Belt-
and-Road-Initiative’ dafir das grofe Modell. Es kommt nicht mit Waffen,
nur mit Geld. Und die Kleinen (z.B. Kirgistan und Kasachstan) betreiben
seit langem wirtschaftliche Kooperation zu allen Seiten: zur eurasischen
Wirtschafts- und Zollunion, zur EU und anderen Staaten. Nichts spricht
dagegen, alles dafiir. Und dazu gehort auch die Russische Foderation als
ein in Zukunft konsensual 6konomisch zu domestizierender Partner in
einer europaischen Friedensarchitektur.

Wer Geld verdienen will, muss vorher Geld ausgeben, hat der niederlin-
dische Historiker und Okonom Nicholas Mulders noch am 28. Januar
2022 empfohlen®’: ,Wenn die EU nicht imstande ist, das Sicherheitspro-
blem in der Ukraine militarisch zu l0sen, dann muss sie es 6konomisch
tun...Der Westen sollte die Aufhebung von Sanktionen in Betracht zie-
hen®. Mithin: Die EU braucht russische Bodenschitze (Ol, Gas) und ukrai-

29 Giacché, Anschluss — Hamburg, 2014 mit Nachweisen; Wenzel, Was war die
DDR wert? — Und wo ist dieser Wert geblieben? Versuch einer Anschlussbilanz,
2006; Podiums-Vortrag von Most, 36. Pankower Waisenhausgesprach (1.7.2015),
www.cajewitz-stiftung.de/pankower-waisenhausgespraeche/.

30 Mulders, NZ7Z 28.1.2022.
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nische Guter (Getreide, Nahrstoffe). Die Russische Foderation und die
Ukraine brauchen wirtschaftliche Unterstitzungen zum Aufbau eines eige-
nen prosperierenden Wirtschaftssystems. Das gilt es zum 6konomischen
Austausch zu bringen.

C. Zigel fir die globale Okonomie: Zwang zum wirtschaftlichen
Ausgleich bei ,,Gesichtswahrung* aller Beteiligten

Es gilt die Steuerungsstirke der Okonomie anzuerkennen, aber: Zugleich
bedarf es der Zigel zur Eingrenzung der hegemonialen Dominanz der
Okonomie! Neoliberale Uberspannungen aus der das Recht tbersteuern-
den Okonomie lasten immer auf dem Riicken der Schwachen. Der Krieg
zwischen Russland und dem Westen um 6konomische Vorherrschaft zeigt
es in brutaler Realitit. Leben, Wirde und Freiheit der Menschen in der
Ukraine und auch in den russischen Streitkraften werden — medial welt-
weit eins zu eins prasent — vernichtet.

L. Der aktuelle Ziigel: Angst vor atomarer Selbstvernichtung

Anders als in friheren Epochen menschlicher Machtentfaltung gibt es
derzeit eine nicht zu tberschreitende Grenze. Es ist die Gefahr atomarer
Selbstvernichtung. Sie ist fir die Menschheit aktuell realer denn je. Russ-
land ringt um seine Behauptung als strategische Macht. Amerika um deren
Erledigung. Wird Russland militirisch an die Wand gestellt, wird es zur
atomaren Letztbehauptung gezwungen. Das wire das Ende der Mensch-
heit.

Eine Alternative vor dem Hintergrund des moglichen Endes der
Menschheit ist der globale Zwang zum 6konomischen Austausch infolge
dieser unverriickbaren Machtlage. Das wire einerseits die Anerkennung der
Krim als russisches Hoheitsgebiet, der Autonomie-Sonderstatus der russi-
schen Mehrheitsgebiete im Donbass und Luhansk sowie die militarische
Neutralitit der Ukraine unter zu sichernder Einhaltung der Interessen aller
Konfliktparteien. Und andererseits wire es eine bedeutende Wiederaufbau-
hilfe fir die Ukraine aus der westlichen Staatenwelt und die Aufhebung
aller Sanktionen gegentber Russland. Europa importiert russische Boden-
schiatze und ukrainische Nahrungsmittel. Die Ukraine kann sich sowohl
im Eurasischen Wirtschaftsraum als auch mit der EU 6konomisch austau-
schen. Alles gesichert tiber internationale Garantien (mit automatischem
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Snapback’-Mechanismus!). Schon Kant definierte dieses Prinzip ausglei-
chenden ,Handelsgeistes’ als konstitutives Element ,Zum ewigen Frieden’,??
»der mit dem Kriege nicht zusammen bestehen kann, und der frither oder
spater sich jedes Volks bemachtigt®.

II. Aktive Neutralitit Europas

Fiir Europa stellt sich zukiinftig die prinzipielle Frage gemaf seiner geopoli-
tischen Lage im Kontext der groen Drei. Militirisch kann es mit den drei
atomaren GrofSmachten nicht mithalten. Aber es bliebe ein Ausweg: Eine
spezifische aktive Neutralitit, die Okonomie nach allen Seiten erméglicht.
Aktiv heif§t stete normative Bindung an das Volkerrecht als nicht zu tber-
schreitende absolute Grenze. Die ehemalige Schweizer Auflenministerin
Micheline Calmy-Rey® empfiehlt diese der EU, um eine Entwicklung in
Gang zu setzen, ,dank der sie Machtpolitik und Friedenspolitik vers6hnen
konnte“. Die Koppelung von ,Handelsgeist (Kant) mit ,,Werte-Politik®
misste allerdings aufgegeben werden. Letztere kann nur binneneuropdisch
Geltung beanspruchen, aber nicht in der 6konomischen Kooperation mit
den ,groffen Drei’ oder anderen Externen. Auch das empfahl Kant schon
im 18. Jahrhundert: ,Das Weltbtirgerrecht soll auf Bedingungen der allge-
meinen Hospitalitit eingeschranke sein“, d.h. im Zuge der Gemeinsamkeit
globaler Okonomie sollten die Akteure lediglich ,nicht feindselig behan-
delt werden®, schlagt Kant im Dritten Definitivartikel vor. Wollte die
EU dennoch - wie es zurzeit auffenpolitisch stets proklamiert wird — als
allseitige Voraussetzung fiir globalen Handel in dritten Lindern auf die
Einhaltung ihrer ,Binnen-Werte“ (Freiheit, Demokratie, Menschenrechte
etc) nicht verzichten, musste sie sich extrem bescheiden und sich nicht nur
militarisch, sondern auch 6konomisch auf den Weg der Isolation begeben.

31 Automatischer Sicherheitsbeistand bei Ausfall verhandelter Bedingungen: Am-
biihl, NZZ 24.3.2022, S. 10.

32 Kant, Zum ewigen Frieden, Kants Werke — Akademie-Textausgabe, Band VIII,
Abhandlungen nach 1781, 1968: Die Definitivartikel, Erster Zusatz; dagegen
schliet mahnend Vogl seine kurze Theorie der Gegenwart ,Kapital und Ressenti-
ment® (2021) mit der Feststellung, ,dass die Feindseligkeit aller gegen alle nicht
nur zu einem erfolgreichen Geschiftsmodell, sondern zu einem uberaus zu-
kunftsfahigen Gemeinschaftsgefithl geworden ist. Es ist nicht ausgeschlossen, dass
es das Ferment einer neuen Vorkriegszeit liefern wird* (S. 182).

33 Calmy-Rey, Ein neutrales Europa ware vorstellbar, NZZ 16.12.2020, S. 16.
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III. Renaissance fir das Recht: Achtung von Freiheit und Wiirde der
Menschen

Recht auf der Basis strikter Rechtsstaatlichkeit hat im dominanten globa-
len 6konomischen Kontext den Status einer Utopie. Gleichwohl muss man
unter Wissenschafts- und Praxisjuristen Verbiindete suchen, die trotz und
wegen gegenseitiger atomarer Vernichtungsgefahr die Dominanz der Oko-
nomie mit institutionellen Ziigeln von ,,Sicherheit und Zusammenarbeit“
und eines auf Ausgleich zielenden ,Handelsgeistes* einhegen wollen. Aber:
Das geht nur in kulturell und regional beherrschbarer Ubersichtlichkeit!
Nur das ist der Weg ,,Zum ewigen Frieden® (Kant) mit umzusetzenden ,Ide-
en zu einem Versuch, die Grenzen der Wirksamkeit des Staates zu bestimmen“
(Wilhelm v.Humboldt).

39



	
	Vorwort
	A. Grundlagen des Strafrechts
	Wege jenseits von Recht aufgrund seiner globalen Auflösung|Peter-Alexis Albrecht 
	A. Versagen und Verweigern des Rechts und der Justizsysteme für gesellschaftliche Steuerung
	I. Rechtsstaatliches Strafrecht versus Zweckstrafrecht der Macht
	II. Zivil- und Privatrecht
	III. Staats- und Verwaltungsrecht
	IV. Völkerrecht und Internationales Recht
	V. Rechtsstaatliche Reformen zur Aktivierung der Steuerungskraft von Recht
	1. Disziplinierung der Dominanz globaler Ökonomie aus wirtschafts- und sozialwissenschaftlicher Sicht
	2. Unmittelbare Demokratie als Weiterführung demokratischer Vorstufen
	3. Institutionell unabhängige Dritte Gewalt als machtkritischer Wächter im Rechtsstaat


	B. Konfliktlösungen jenseits von Recht
	I. Zentraler Ökonomie-Konflikt zwischen den USA, EU, Ukraine und Russland
	II. Das Recht als Verlierer bei der Konfliktschlichtung
	III. Der Weg der Menschheit in die Nekropolis
	IV. Politischer Preis für Frieden: Kompromisse der Vernunft
	V. Ökonomischer Ausgleich für Alle: Lösungsmuster für Frieden

	C. Zügel für die globale Ökonomie: Zwang zum wirtschaftlichen Ausgleich bei „Gesichtswahrung“ aller Beteiligten
	I. Der aktuelle Zügel: Angst vor atomarer Selbstvernichtung
	II. Aktive Neutralität Europas
	III. Renaissance für das Recht: Achtung von Freiheit und Würde der Menschen


	Differenziertes Zurechnen im Kriminalitätsdreieck – ein strafrechtliches Zukunftsmodell| Heiner Alwart
	A. Standortbestimmung
	B. Mikro-, Meso- und Makrokriminalität in übersichtlicher Darstellung
	C. Überleitung zu Beispielen aus der Mikrokriminalität
	D. Exemplarische Vertiefungen des von Günther und Prittwitz postulierten Zurechnungsdreiecks
	I. Die massenhafte Verfolgung von „Schwarzfahrern“ zwischen Nationalsozialismus- und Kapitalismus-Vorwürfen
	II. Die Zschäpe-Hauptverhandlung auf dem Prüfstand eines medienkritischen Verständnisses demokratischer Publizität


	Was ist freiheitlich-demokratische Strafrechtsbegrenzung?
	Stärkung des Blicks der Kriminalisierungstheorien für die Freiheit der Verbotsadressierten|Beatrice Brunhöber
	I. Sicht der Kriminalisierungstheorien: Was soll Strafrecht schützen?
	II. Perspektivwechsel: Der Grundrechtseingriff durch das Strafverbot
	III. Ultima Ratio, Subsidiarität und fragmentarischer Charakter
	IV. Kollektive Freiheit
	V. Parameter einer freiheitlich-demokratischen Strafrechtsbegrenzung
	VI. Fazit


	Strafrecht in der Diagnosegesellschaft.
	Zum Politischen eines durch Gesellschafts- und Zeitdiagnosen orientierten Strafrechts|Christoph Burchard
	A. Einführung
	B . Gesellschafts- und Zeitdiagnosen
	I. „Genre“
	II. Gesellschafts- und zeitdiagnostische Orientierungen
	III. Das Politische eines durch Gesellschafts- und Zeitdiagnosen orientierten Strafrechts

	C. Als Beispiel: Strafrecht in der algorithmischen Prädiktionsgesellschaft
	I. Skizze eines Prädiktionsstrafrechts
	II. Das Politische prädiktiver Algorithmen



	Die methodische Wertrationalität der Auslegungsmethode durch Strafe|Haoming Chen
	A. Sanktionen als allgemeine Rechtsfolgen
	B. Das besondere Verhältnis von Strafe und Tatbestand
	C. Verhältnismäßigkeitsgrundsatz im Rechtsgüterschutz
	D. Die erste Antwort auf die Einwände: Die Angemessenheit des Strafgradienten berührt nicht die Rationalität der Auslegungsmethode durch Strafe
	I. Die Ober- und Untergrenze des Strafrahmens
	II. Vergleichbare Tatbestände
	III. Gesetzeskonkurrenz oder Idealkonkurrenz

	E. Die zweite Antwort auf Einwände: Es verstößt nicht gegen den Grundsatz nullum crimen sine lege und nulla poena sine lege
	F. Fazit

	Die Schuld der Anderen.
	Kollektive Verantwortungsübernahme als Alternative zum Strafrecht?|Klaus Günther
	A. Strafe als Metapher
	B. Dialektik der Aufklärung des Strafmythos
	C. Kollektive Verantwortungsübernahme als Alternative
	D. Das Verantwortung übernehmende Kollektiv
	E. Individuelle Verantwortung in der kollektiven Verantwortungsübernahme
	F. Von der Straf(rechts-)kritik zur Kritik der Gesellschaft


	Gibt es eine Frankfurter Schule der Strafrechtswissenschaft?|Lothar Kuhlen
	Vorbemerkung
	A. Einleitung
	B. Labeling approach
	C. Frankfurter Schule
	D. E. A. Wolff
	E. Hassemer
	F. Allgemeine Charakterisierung „des Frankfurter Strafrechts"
	G. Generalprävention
	H. Heterogenität der Kritik
	I. Resumee

	Verwaltungsbestimmte Strafzonen und die Nichtbestrafung strafwürdigen Verhaltens|Karl-Ludwig Kunz
	A. Behördliche Genehmigungen im Umwelt- und Nebenstrafrecht
	B. Unterlassen gebotener Pönalisierung
	C. Strafverschonung bei der Gesetzgebung und bei der Strafverfolgung

	Ergänzung, „extensive Interpretation“ oder Erweiterung der personalen Rechtsgutslehre?|Ulfrid Neumann
	A. Einleitung
	B. Aktuelle Kritik an der personalen Rechtsgutslehre
	I. Reichweite des normativen Anspruchs
	1. Rechtsethische Perspektive
	2. Verfassungsrechtliche Perspektive

	II. Gefahr der „Ontologisierung“ des Rechtsguts?

	C. Die Extension der personalen Rechtsgutslehre
	I. Theorie ohne Grenzen?
	II. Theorie mit zu engen Grenzen?
	1. Ergänzungsmodell
	2. Extensive Interpretation der personalen Rechtsgutslehre
	3. Erweiterung der personalen zu einer interessenbasierten Rechtsgutslehre



	Das Bundesverfassungsgericht als Hüter der Sexualmoral|Ute Sacksofsky
	A. Zu den verfassungsrechtlichen Maßstäben
	B. Kriminalisierung männlicher Homosexualität (1957, 1973)
	I. Zur Begründung der Entscheidung von 1957
	II. Zur Entscheidung von 1973
	III. Erklärungsmoment: Aufrechterhaltung der überkommenen Sexualmoral

	C. Schwangerschaftsabbruch (1975, 1993)
	I. Zur Entscheidung von 1975
	1. Falsche Weichenstellung: zur verfassungsrechtlichen Rechtsstellung des Embryos
	2. (Kaum) Rechte für Frauen oder: ein gruseliges Frauenbild
	3. Falsche Abwägung
	4. Die Erfindung der Schutzpflicht

	II. Zur Entscheidung von 1993
	III. Erklärungsmoment: Aufrechterhaltung der überkommenen Sexualmoral

	D. Verbot des Geschwister-Inzests (2008)
	I. Zur Entscheidung
	II. Erklärungsmoment: Aufrechterhaltung der überkommenen Sexualmoral

	E. Fazit

	Tadel als public policy?
	Der strafrechtliche Vorwurf und die Arten von Straftaten|Jesús-María Silva Sánchez
	A. Strafe als Tadel
	I. Einführung
	II. Bestrafung und Stigma
	III. Tadel in säkularisierten Gesellschaften

	B. Die Wurzeln des strafrechtlichen Vorwurfs
	I. Einführung
	II. Der Kern der mala in se
	III. Die Peripherie der mala in se
	IV. Mala quia prohibita

	C. Schluss



	B. Strafrecht Allgemeiner Teil
	Reichweite der Garantenpflichten bei der „Geschäftsherrenhaftung“|Héctor Hernández Basualto
	A. Allgemeine Grenzen der Garantenpflichten
	B. Befugnisse als Grenze
	C. Pflicht zu nicht vorgesehenen, aber zulässigen Maßnahmen?

	Zur Lehre vom voluntativen Vorsatzelement|Rolf Dietrich Herzberg
	A. Dolus eventualis oder nur bewusste Fahrlässigkeit – zwei ganz verschiedene Abgrenzungskriterien
	I. Ungewiss ist ein gegenwärtiger Umstand
	II. Ungewiss ist das künftige Geschehen
	III. Kritik des Kriteriums der Verdrängung
	IV. Gilt das Kriterium nicht mehr?

	B. Streichung des voluntativen Vorsatzelements?
	I. Zum Urteil BGHSt 65, 42
	II. Verschiebung in den objektiven Tatbestand
	III. Vergleich mit Puppes Kriterium der Vorsatzgefahr

	C. Zur Problematik des ernsthaften Vertrauens
	D. Strafmilderung

	Das Problem der wirtschaftstypischen neutralen Handlung zwischen subjektivierender und objektivierender Auslegung des § 27 StGB
	– Heutiger Stand und künftige Fortentwicklung der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs –|Matthias Jahn und Sascha Ziemann
	A. „Strafrecht als Risiko“ – Strafrechtsdogmatik als Risikobegrenzungswissenschaft
	B. Problemstellung: Zur Beihilfestrafbarkeit bei wirtschaftstypischen neutralen Handlungen
	I. Dual use-Güter und die schmale Grenze zwischen Strafrecht und Alltag
	II. Terminologische Fragen der wirtschaftstypischen neutralen Handlung

	C. Der heutige Meinungsstand in Wissenschaft und Rechtsprechung
	I. Rechtsprechung
	1. Rechtsprechung des Reichsgerichts
	2. Neuere Rechtsprechung von BVerfG und BGH
	a) Die Entwicklung
	b) Die Leitaussagen der differenzierenden Formel des BGH


	II. Wissenschaft
	1. Kitka revisited – zur Entwicklung der Diskussion in der Wissenschaft
	2. Disparate inhaltliche Ansatzpunkte und Positionen


	D. Die Notwendigkeit einer verfassungskonform-restriktiven Auslegung der Beihilfestrafbarkeit bei wirtschaftstypischen Handlungen
	I. Der grundsätzliche verfassungsrechtliche Schutz wirtschaftstypischer Handlungen durch die Berufsfreiheit des Art. 12 GG
	II. Die nach subjektiven Kriterien abgestufte Schrankensystematik bei wirtschaftstypischen Handlungen in Anlehnung an die Wertung des § 261 Abs. 1 S. 3 StGB
	III. Ergebnis zur verfassungskonform-restriktiven Auslegung des § 27 StGB bei Wirtschaftstypik

	E. Die verfassungskonform-restriktive Auslegung des § 27 StGB im Lichte der Berufsfreiheit als Frage subjektiver Zurechnung
	I. Zur Notwendigkeit ergänzender subjektiver Zurechnung beim Beihilfeunrecht
	II. Die subjektive Zurechnung in der wissenschaftlichen Debatte: Berechtigte Einwände und unbegründete Kritik
	1. Unbegründete Kritik an der Linie der Rechtsprechung
	a) Der Einwand der Willkürlichkeit
	b) Der Einwand des Gesinnungsstrafrechts

	2. Berechtigte Einwände gegen die Rechtsprechung
	a) Terminologisch: „Sprache des 19. Jahrhunderts“
	b) Inhaltlich: die Operationalisierung der prozessordnungsgemäßen Vorsatzfeststellung



	F. Indikatoren des belasteten Gehilfenvorsatzes
	I. Die inhaltliche Konkretisierung des Eventual-Gehilfenvorsatzes
	1. Erkanntes hohes Risiko ausschließlich angezielter Straftatbegehung
	2. Erkennbar in (zumindest) hohem Maße tatgeneigter Täter
	3. Sich-Angelegenseinlassen als äußerliche Manifestation des allgemeinen Misstrauensvorbehalts

	II. Die strafprozessuale Feststellung des belasteten Gehilfenvorsatzes über Indikatoren und Beweiswürdigung
	III. Einige Kennzeichen des belasteten Gehilfenvorsatzes in der praktischen Anwendung

	G. Zusammenfassung


	Strafrechtliche Zurechnung bei subjektiven Zielkonflikten|Urs Kindhäuser
	A. Problemstellung
	B. Ordentliche Zurechnung
	I. Norm und Pflicht
	II. Handlungs- und Motivationsfähigkeit
	III. Wollen

	C. Außerordentliche Zurechnung (sorgfaltsgemäß vermeidbare Unvermeidbarkeit)
	D. Gefährdendes und gefährliches Verhalten
	E. Vorsatz und Fahrlässigkeit
	I. Abgrenzung
	II. Grenzfälle


	Entscheidungen und Äußerungen in Situationen der Ungewissheit|Hans Kudlich
	A. Prolog
	B. Dilemmatische (oder trilemmatische usw.) Entscheidungssituationen
	I. Persönliche Konflikte bei strafrechtskonformem Verhalten
	II. Pflichtenkollisionen einschließlich der Triage-Problematik
	III. Normenkollisionen

	C. Sonderfall: Unsicherheiten bei binären Entscheidungssituationen mit beiderseitigem Strafbarkeitsrisiko
	I. Das Beispiel Untreue
	II. Das Beispiel Aussagedelikte
	III. Das Beispiel der Abschlussprüfung durch einen Wirtschaftsprüfer bei dolus eventualis hinsichtlich der Unrichtigkeit des Prüfberichts bzw. des Bestätigungsvermerks
	IV. Das Beispiel Nothilfe
	V. Zur Abgrenzung: Betrug, § 263 StGB

	D. Ergebnis
	E. Fazit

	Die Unerlässlichkeit einer Strafrechtsdogmatik more analytico-philosophico civitatis iuris am Beispiel des staatlichen Lockspitzeleinsatzes|Bernd Schünemann
	A. Prolegomena zur Frankfurter Strafrechtslehrertagung
	B. Ein halbes Jahrhundert Literatur und Rechtsprechung zum Lockspitzeleinsatz – Skizze einer Skizze
	C. Die fehlende analytische Durchdringung der Grundprobleme
	D. Schlussbemerkung


	C. Strafrecht Besonderer Teil
	Kann denn Manipulation Verbrechen sein?|Dirk Fabricius
	A. Manipulation, Recht, Verbrechen in Kürze
	I. Definitionen
	II. Manipulative Praktiken: Im Gesetz selektiv repräsentiert

	B. Manipulation – unbegreiflich unbegriffen
	I. Das Gegenteil von Manipulation? Zur Unterscheidung von prozeduraler und materialer Rationalität
	II. Bildende Kunst und kunstvolle Manipulation
	III. (Differential-)diagnostik von Manipulation?

	C. Unrechtlich, Unrecht, Verbrechen
	I. Nicht alle Unerlaubten Handlungen sind rechtswidrig
	II. Wohltätige, sanierende, verhütende, rettende, emanzipierende Manipulation
	III. Grandios! Rühmen mag psychisch versehren
	IV. Rechtswidrig – aber verbrecherisch?
	1. Immissionen des Informationszeitalters
	2. Sozialisatorische Manipulierung


	D. Warum unbegriffen?
	E. Zusammenfassend

	Mit der Wahrheit macht man keine Geschäfte – Kritische Anmerkungen zum Täuschungsbegriff im Betrugsstrafrecht|Bernd Heinrich
	A. Einleitung
	B. Ausgangspunkt
	C. Die Grenzen der „Freiheit“
	D. Der Betrug als „Zweiklassen-Strafrecht“?
	E. Betrug und Opfermitverantwortung
	F. Der Täuschungsbegriff
	G. Folgerungen

	Verhetzende Beleidigung (§ 192a StGB).
	Zum strafrechtlichen Instrumentarium der Risikogesellschaft|Walter Kargl
	A. Kriminalpolitischer Hintergrund
	B. Strafwürdigkeit und Rechtsgut
	C. Anwendungsbereich
	I. Taugliche Adressaten
	II. Tathandlung

	D. Bezug zum interventionistischen Präventiv-Strafrecht
	E. Fazit


	Rechtfertigender Notstand und prozessuale Zeugenaussage als Gründe für einen Bruch der Schweigepflicht nach § 203 StGB?|Claus Roxin
	A. Einführung
	B. Das durch § 203 StGB geschützte Rechtsgut
	C. Rechtfertigt § 34 StGB einen Bruch der Schweigepflicht, um eine Strafverfolgung des Patienten oder Mandanten wegen einer von ihm begangenen schweren Straftat zu ermöglichen?
	D. Lässt sich ein Bruch der Schweigepflicht nach § 34 StGB rechtfertigen, wenn dadurch die Bestrafung eines Unschuldigen verhindert werden soll?
	E. Lässt sich ein Bruch der Schweigepflicht nach § 34 StGB rechtfertigen, wenn dadurch drohende rechtswidrige Schadensverursachungen durch den Patienten oder Mandanten verhindert werden sollen?
	F. Lässt sich eine gerichtliche Zeugenaussage durch einen Arzt oder Anwalt rechtfertigen und zu Lasten des Patienten oder Mandanten verwerten, wenn der Zeuge dadurch seine Schweigepflicht verletzt?
	G. Fazit

	Zur Nötigung bei der Ausnutzung von Zwangslagen|Reinhard Singer
	A. Die früher herrschende Pflichtwidrigkeitstheorie
	I. Keine Drohung, sondern bloße Warnung?
	II. Erweiterte Freiheit bei unmoralischen Angeboten?
	1. Unzumutbare Handlungsoptionen und grundrechtliche Schutzpflichten
	2. Schutz der „Opferautonomie“?
	3. Auf rechtlich garantierte Freiheit beschränkter Schutz?

	III. Rechtfertigung unangemessener Bedingungen durch das Autonomieprinzip

	B. Nötigung bei Angeboten unter „inkonnexen“ Bedingungen
	I. Verwerflichkeit unmoralischer Angebote als Maßstab
	II. Beeinträchtigte Willensentschließungsfreiheit bei missbräuchlicher Ausnutzung von Zwangslagen

	C. Korrelierende Wertungen beim Nötigungstatbestand
	I. Der Begriff der Zwangslage
	II. Gefahr einer Rechtsgutsverletzung
	III. Drohendes Strafverfahren
	IV. Beendigung einer Geschäftsbeziehung
	V. Bedrohte Freizügigkeit

	D. Uferlose Ausdehnung des Nötigungstatbestandes?
	E. Zum Verhältnis von Nötigung bzw. Erpressung zum Tatbestand des Wuchers
	I. Tatbestandliche Überschneidung von Erpressung und Zwangslagenwucher
	II. Unterschiedliche Schutzzwecke bei Nötigung und Wucher?
	III. Vermeidung von Wertungswidersprüchen und Beachtung der grundrechtlichen Schutzgebote

	F. Zusammenfassung


	D. Strafverfahrensrecht
	Ausbalancierungen des Adhäsionsverfahrens|Stephan Barton
	A. Im guten wie im schlechten Sinn
	B. Gesetzliche Ausbalancierungen – Gesetzgebungsgeschichte
	I. Kaiserreich: kein Eingang in die Reichsjustizgesetze
	II. Nazizeit: „volkstümliche“ Vereinfachung der Strafrechtspflege
	III. Seit 1986: im Zeichen des Opfers und der knappen Justizressourcen
	IV. Gesetzgeberische Ausbalancierungen

	C. Praktische Ausbalancierungen
	I. Anwendungshäufigkeit
	1. Gesamtes Bundesgebiet
	2. OLG-Bezirke
	3. Varianzen und Gerichtsroutinen

	II. Anwendungshemmnisse
	1. Richterliche und anwaltliche Einschätzungen
	2. Professionelles Unbehagen


	D. Vorbildlich vorgeführt?

	Virtualisierung der strafprozessualen Hauptverhandlung?|Dominik Brodowski
	A. Einführung
	B. Grundsätzliche Notwendigkeit ununterbrochener körperlicher Anwesenheit im Gerichtssaal
	I. Körperliche Anwesenheit des Gerichts und notwendiger Verfahrensbeteiligter
	II. Audiovisuelle Vernehmung von Zeugen und Sachverständigen (§ 247a StPO)
	III. Begrenzte Ausnahmen bei Dolmetschern und bei von der Pflicht zum Erscheinen entbundenen Angeklagten
	IV. Virtuelle bzw. hybride transnationale Hauptverhandlung
	1. Hauptverhandlung in Deutschland – audiovisuelle Zuschaltung des Beschuldigten aus dem Ausland?
	2. Hauptverhandlung im Ausland – audiovisuelle Zuschaltung des Beschuldigten aus Deutschland?


	C. Strategien zur Vermeidung der körperlichen Anwesenheit des Angeklagten
	I. Vermeidung oder Verlagerung der Hauptverhandlung
	II. Entbindung von der Erscheinenspflicht bzw. Beurlaubung
	1. Dispens von der Anwesenheitspflicht
	2. Audiovisuelle Zuschaltung?

	III. Transnationale „Virtualisierung“ und die Zuschaltung des Beschuldigten aus Deutschland
	1. Virtualisierung durch audiovisuelle Beschuldigtenvernehmung
	2. Virtualisierung durch konsularische Dienstleistungen


	D. Unbegründete Skepsis gegen Hybridisierung der strafprozessualen Hauptverhandlung
	I. Mündlichkeit; Öffentlichkeit; rechtliches Gehör?
	II. Beeinträchtigung der Verteidigung?
	III. Verstoß gegen die Unmittelbarkeit und Beeinträchtigung der Erforschung der materiellen Wahrheit?
	IV. Beeinträchtigung präventiver Strafzwecke?
	1. Positive Spezialprävention und Kommunikation mit dem Angeklagten
	2. Generalprävention und Kommunikation mit der Öffentlichkeit


	E. Folgerung: Option einer virtuellen bzw. hybriden Hauptverhandlung

	Die elektronische Urkunde im Strafprozess – digitale Herausforderung, auch für die Anwaltschaft|Jens Dallmeyer
	A. Das Gebot der Verkörperung des Verfahrensstoffes im analogen Strafprozess
	B. Das Gebot der Verkörperung im Urkundsbeweis
	C. Die Einführung der elektronischen Akte und der elektronischen Urkunde
	D. Auswirkungen auf das Strafverfahren
	E. Die Digitalisierung und die strafprozessualen Grundprinzipien
	F. Perspektiven (nicht nur) für die Anwaltschaft
	I. Von der eAkte zur multimedialen Akte
	II. Selbstaugenscheinseinnahmeverfahren de lege ferenda
	III. Teilhabe des inhaftierten Mandanten

	G. Zusammenfassung und Ausblick

	Die elektronische Überwachung – eine Sanktions- und Sicherungsalternative für das Straf- und Strafverfahrensrecht|Helmut Fünfsinn
	A. Einleitung
	B. Zwei technische Modelle
	I. Elektronische Aufenthaltsüberwachung (EAÜ)
	II. Elektronische Präsenzkontrolle (EPK)

	C. Überwachung im Sanktionsbereich de lege lata
	D. Überwachung im Sanktionsbereich de lege ferenda
	E. Die Elektronische Überwachung aus straftheoretischer und kriminologischer Sicht
	I. Exkurs: Straftheorie und Strafformen
	II. Exkurs: Kriminologische Erkenntnisse

	F. Einsatz im Sicherheitsbereich im Allgemeinen
	G. Überwachung bei Stalking oder in gewaltbelasteten Beziehungen
	H. Gefahrenabwehr
	I. Schlussbetrachtung

	Roboter als Zeugen de facto?|Sabine Gless
	A. Zeugen de facto – 1984
	B. Roboter – bald unverzichtbare Zeugen?
	I. Roboter – Zeugen de facto?
	II. Zeugen im Strafverfahren 2.0
	1. Zeugenbeweis 2.0
	2. Sprachrohr Sachverständigenbeweis
	3. Notbehelf Augenscheinsbeweis

	III. Rollenproblem

	C. Menschen- und grundrechtliche Sicht
	I. Konfrontationsrecht 2.0
	II. Grundrechtskonforme Verteidigung 2.0

	D. Ausblick

	Normative Paradoxien in der Geschichte des Strafprozessrechts|Rainer Hamm
	A. Anlass für die Befassung mit dem Thema
	B. Paradoxale Entwicklungen strafprozessualer Reformen
	I. Verzögerte Abschaffung der Folter
	II. Freie Beweiswürdigung statt Beweisregeln
	III. Beweiswürdigung in Aussage-gegen-Aussage-Situationen
	IV. Unprofessionelle Verteidigung ist nicht besser als keine Verteidigung
	V. Ambivalenz der notwendigen Verteidigung
	VI. Urteilsabsprachen
	VII. Ambivalenz des Grundrechts auf informationelle Selbstbestimmung
	VIII. Revisionsverfahren

	C. Durchbrechung von Verfahrensmaximen
	I. Schriftliche statt mündliche Antragstellung (§ 257a StPO)
	II. Urkundenbeweis durch Selbstleseverfahren
	III. Abwertung des Beweisantragsrechts
	IV. Wer darf über wen zu Gericht sitzen?

	D. Fazit

	Cum/Ex: Über die Grenzen staatlicher Litigation-PR|Franz Salditt
	A. Öffentlichkeitsarbeit: „Engineering of consent“?
	B. Von Amts wegen: „Kriminelle Glanzleistung“ und „Milliardenraub“?
	C. Das Parlament: „Gezielt verschleierte Steuerhinterziehung!“
	D. Strategische Kommunikation: „Wo kämen wir denn hin, wenn die Gerichte akzeptierten …?“
	E. Das „Forum der Nation“: ein „Medium der öffentlichen Meinung.“
	F. Die Folgen: „Degradierung zur Farce“ und Paradoxon?

	Die Figur des „reumütigen Angeklagten“ („imputado arrepentido“) in Argentinien: Zeuge oder Mitangeklagter?|Eugenio C. Sarrabayrouse
	A. Einleitung
	B. Die rechtliche Entwicklung der Figur des „reumütigen Angeklagten“ („arrepentido“) in Argentinien
	C. Gemeinsamkeiten und Unterschiede zur deutschen Kronzeugenregelung
	D. Eine kurze Darstellung der Vorwürfe und Diskussionen in der argentinischen Lehre
	II. Das argentinisches Strafprozessrecht

	E. Das Problem der Rolle des mitwirkenden Angeklagten
	I. Die Alternativen nach den einzelnen argentinischen Strafprozessordnungen
	II. Die Aussage des Mitangeklagten

	F. Fazit. Und mögliche Lösungen?

	Strafverfahren an der Grenze von Unrecht und Unglück|Charlotte Schmitt-Leonardy
	A. Die „Loveparade-Katastrophe“ als komplexes Unglücksereignis
	I. Skizze des strafrechtlich relevant gewordenen Sachverhalts
	II. Strafverfahrensrechtliche Aufarbeitung
	III. Zwischenergebnis

	B. Strafrechtliche Verantwortungsattribution im Kontext von „komplexen Unglücksereignissen“
	I. Übersteigerte Erwartungen an das Strafverfahren?
	II. Unterkomplexe Verantwortungsattribution?
	III. Alternativen?
	1. Die Unabhängige Unfalluntersuchungsstelle
	2. Effizientere Adressierung der Interessen von Betroffenen
	a) „Opferstaatsanwälte“
	b) Reform des Adhäsionsverfahrens

	3. Optimierung der Organisation des Sachverständigenbeweises
	4. Verbesserung der institutionellen Rahmenbedingungen

	IV. Ausblick


	Literatur als Ermittlung. Die Kriminalgeschichte bei Brecht|Lorenz Schulz
	A. Brechts Recht
	B. Literatur als Ermittlung
	I. Brecht, Korsch und der Wiener Kreis
	II. Brecht und die Kriminalgeschichte
	III. Die Logik der Aufklärungsarbeit


	Spiegelungen der Tataufklärung: Kriminalromane|Thomas-Michael Seibert 
	A. Die reflexive These
	B. Eine kleine Krimi-Revue
	I. Das Verhältnis von Detektiv und Polizei
	II. Die Verabschiedung der Polizei und ihre Wiederkehr

	C. Die Struktur der Realität

	Das mitbeschuldigte Unternehmen im Strafprozess|Jürgen Taschke
	A. Ausgangspunkt
	B. Verfolgung von Unternehmen
	C. Aktueller Rollentausch
	I. Auffächerung des Themas
	II. Zur Einordnung

	D. Zeugen-/Beschuldigtenrolle
	E. Schweigerecht
	F. Konsequenzen
	I. Belehrung
	II. Verwertbarkeitsfragen

	G. Vertretung des Unternehmens
	H. Schlussbetrachtung

	Notwendige Verteidigung – «funktionales Äquivalent» für strafprozessuale Prozesskostenhilfe?|Wolfgang Wohlers
	A. Zur Notwendigkeit formeller Verteidigung
	B. Die legislativen Konzepte zur Gewährleistung des Anspruchs auf formelle Verteidigung
	C. Defizite des Instituts der Pflichtverteidigung im Sinne der §§ 140 ff. StPO
	I. Die dem Beschuldigten aufgezwungene Verteidigung
	II. Die Einschränkung des Rechts auf den Verteidiger des Vertrauens
	III. Die zu spät erfolgende Beiordnung des Verteidigers
	IV. Keine Gewährleistung des Beistands eines Verteidigers in weniger gewichtigen Strafsachen

	D. Die notwendige Verteidigung als Instrument zur Umsetzung strafprozessualer Prozesskostenhilfe


	E. Kriminalpolitik
	Gedanken über die Strafbarkeit von Desinformation – Corona-Leugnen, Verschwörungstheorien und fake news in der Pandemie|Felix Herzog und Georgios Sotiriadis
	A.
	B.
	C.
	D.
	E.
	F.

	Sollen verbale sexuelle Belästigungen im öffentlichen Raum strafbar sein? – Ein Streitgespräch|Elisa Hoven und Thomas Weigend
	A. Einführung: Zum Phänomen der sexuellen Belästigung
	B. Was ist bereits strafbar und wo bestehen Lücken?
	C. Welches Rechtsgut ist bei verbalen sexuellen Belästigungen betroffen?
	D. Brauchen wir neue Straftatbestände?
	I. Alles nur Bagatellen? – „Männliche“ und „weibliche“ Sicht auf Sexualdelikte
	II. Exhibitionismus – ein Beispiel für geschlechtstypisch unterschiedliche Perspektiven?
	III. Verbale sexuelle Belästigungen

	E. Zum Schluss

	Populismusvorwurf und die „rationale“ Kriminalpolitik: zugleich eine kritische Auseinandersetzung mit den kriminalpolitischen Diskursen|Heng-da Hsu
	A. Einleitung
	B. Der populistische Eingriff in die Kriminalpolitik
	C. Die unsichtbare Tiefenstruktur der „rationalen“ Kriminalpolitik
	I. Strafmilderung und -einschränkung
	II. Diskursive Entpolitisierung und Strukturelle Politisierung

	D. Revision des Populismusvorwurfs im kriminalpolitischen Diskurs
	E. Schlusswort

	Algorithmische Justiz in Strafsachen: eine zulässige Wahl für den Rechtsstaat?|Maria Kaiafa-Gbandi 
	A. Die künstliche Intelligenz als Herausforderung für das Recht: das Problem in seiner modernen Dimension und seine Bedeutung
	B. Künstliche Intelligenz und Strafrecht: eine erste Annäherung an die auftauchenden Gefahren und ihre Bedeutung
	C. Klarstellungen über die Algorithmen und ihre Anwendung in der Rechtspflege
	D. Das Interesse internationaler Organisationen
	E. Algorithmen und Strafrecht: moderne Herausforderungen für den Rechtsstaat
	F. Die Perspektive

	Lieber Cornelius: Was wurde eigentlich aus den Prolegomena?|Mark Pieth und Ingeborg Zerbes
	A. Einleitung
	B. Das Manifest zur europäischen Kriminalpolitik
	I. Grundgedanken
	II. Bestimmtheitsgebot
	1. Eingeschränkte Bedeutung auf europastrafrechtlicher Ebene
	2. Beispiel: Umweltstrafrecht
	3. Beispiel: Menschenhandel

	III. Ultima-ratio-Prinzip
	1. Inhalt
	2. Beispiel: Terrorismusbekämpfung
	3. Beispiel: Schutz der finanziellen Interessen der EU


	C. Schlusswort

	Wider den (Kriminal-)Schuldturm für Arme nebst neun Thesen gegen die Ersatzfreiheitsstrafe|Helmut Pollähne
	A. Armut, Klassenjustiz, Entkriminalisierung, Abolitionismus?
	I. Armut
	II. Klassenjustiz
	III. Entkriminalisierung
	IV. Abolitionismus

	B. Neun Thesen gegen die Ersatzfreiheitsstrafe
	I. Ersatzfreiheitsstrafe gegen Arme
	II. Keine Verurteilung zu einer (Ersatz-)Freiheitsstrafe
	III. Umgehung des Verbots kurzer Freiheitsstrafen
	IV. Ersatzfreiheitsstrafe ohne Bewährung
	V. Das nur vermeintlich soziale Tagessatzsystem
	VI. Noch nicht einmal ein kurzer Prozess: das Strafbefehlsverfahren
	VII. Wird die EFS vollstreckt, findet kein Vollzug statt
	VIII. Geldstrafenvollstreckung ist mehr als nur EFS-Vermeidung
	IX. Entkriminalisierung wäre Entspannung, aber (ebenfalls) keine EFS-Lösung

	C. Ergo: EFS esse delendam

	Die Widerstandsdelikte im Wandel der Zeit – Kriminalpolitik wider besseres Wissen?|Anja Schiemann
	A. Einleitung
	B. Historische Entwicklung der Straftatbestände des Widerstands gegen Vollstreckungsbeamte und ihnen gleichgestellten Personen
	I. Neufassung durch das 3. Strafrechtsreformgesetz
	II. Weitere Modifizierungen bis zum 52. Strafrechtsänderungsgesetz
	III. Das 52. Strafrechtsänderungsgesetz
	IV. Das Gesetz zur Bekämpfung des Rechtsextremismus und der Hasskriminalität

	C. Die Neufassung der Widerstandsdelikte in der Kritik
	D. Gesetzesreform und (k)ein Ende?
	E. Fazit


	F. Kriminologie
	Gegen die Strafsucht der Gesellschaft – Hat Abolitionismus noch eine Chance?|Lorenz Böllinger
	A. Ambivalenz des Strafrechts
	B. Weiterhin nutzlose Drogenpolitik
	I. Dimensionen des Scheiterns
	II. Sinnlosigkeit der Drogenprohibition

	C. Systematik des Scheiterns
	I. Schwarzmarkt und seine Kosten
	II. Vertrauensverlust aufgrund von Irrationalität und Widersprüchlichkeit
	III. Schäden für die Konsumenten und die öffentliche Gesundheit
	IV. Gründe für das Persistieren einer irrationalen Drogenpolitik

	D. Gescheiterte Drogenprohibition als Verstoß gegen das Grundgesetz
	E. Wie kann eine Reform aussehen?
	I. Schaffung der Rahmenbedingungen für eine Drogenkultur
	II. Ansätze substanzspezifischer Regelung

	F. Fazit: Rechtliche, soziale und ökonomische Irrationalität der Prohibition

	Wie viel Foucault braucht die Kriminologie heute?|Jochen Bung 
	A. Die Kriminologie
	B. Das Gefängnis
	C. Das Panopticon
	D. Zusammenfassung und Ausblick

	Der „Mörder“ – eine exemplarische Figur der NS-Ideologie vom normativen Tätertyp|Monika Frommel 
	A. Einleitung
	B. Scheitern der Reform
	I. Privilegierungslösungen
	1. AE Leben 2008
	2. Die strikte Privilegierungslösung von Anette Grünewald


	C. Rechtshistorische Überlegungen zu den Legendenbildungen in der Rechtsprechung und der Lehre, wonach der § 211 RStGB des Jahres 1941 unbedenklich sei
	I. § 211 StGB - Kontinuitäten des NS-Rechtsdenkens bis heute
	1. Die Rolle von Roland Freisler bei der Normgenese 1941
	2. Was genau strebte die normative Tätertypologie an
	3. Normative versus kriminologische Tätertypen
	4. Konkretes Ordnungsdenken und die Kontinuität der NS-Methodenlehre
	5. Noch einmal: Adolf Schönke’s Kommentierung 1942



	Hat die Kriminalität der Mächtigen eine Zukunft?|Michael Jasch
	A. Einleitung
	B. Kriminalität der Mächtigen
	I. Aufstieg und Stagnation eines Konzepts
	II. Bestimmungsversuche
	III. Gegenstände

	C. Ohnmächtige Kriminalisierung
	I. Kriminalität der Mächtigen und Verbrechensbegriff
	II. Rechtsgut und Zurechnung

	D. Fazit

	Gewalt gegen die Polizei – eine Frage der Perspektive|Tobias Singelnstein
	A. Ausgangspunkte
	B. Perspektiven
	C. Entwicklung
	D. Fazit


	Schriftenverzeichnis
	Autorinnen und Autoren



